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MÜNDLICHE ANFRAGE MIT AUSSPRACHE O-0025/08
gemäß Artikel 108 der Geschäftsordnung
von Martin Schulz, Hannes Swoboda, Jan Marinus Wiersma, Helmut Kuhne, Miguel Angel Martínez 
Martínez, Justas Vincas Paleckis, Józef Pinior und Libor Rouček im Namen der PSE-Fraktion
an die Kommission

Betrifft: Vorgeschlagene Anhörung der Kommission zu Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen totalitärer Regime

Am 19. April 2007 erzielten die Justizminister der EU eine Vereinbarung über einen 
Rahmenbeschluss zur Bekämpfung bestimmter Formen und Ausdrucksweisen von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit (11522/07 DROIPEN 68), in dem es um Straftaten ging wie: Aufstachlung zu 
Hass und Gewalt sowie öffentliche Billigung, Leugnung oder gröbliche Verharmlosung von 
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen gemäß der Definition im 
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs und des Nürnberger Gerichtshofs. Straftaten, die aus 
anderen Gründen begangen werden, z.B. von totalitären Regimen, fallen ausdrücklich nicht darunter. 
Nach einer ersten Anhörung von 2007 zu letztgenanntem Aspekt setzt die Kommission jetzt ihre 
Tätigkeiten in diesem Bereich fort.

Diese Initiative fällt mit Tendenzen zusammen, die darauf abzielen, die europäische Geschichte eher 
durch eine freiwillige, teilweise politische Interpretation als aufgrund wissenschaftlicher Forschung 
neu zu bewerten. Darüber hinaus basiert sie nicht auf einer objektiven Bewertung aller totalitären und 
autoritären Regime, die für Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Völkermord und Kriegsverbrechen 
im 20. Jahrhundert verantwortlich waren.

Kann die Kommission vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen sowie im Vorfeld der für den 8. April 
geplanten Expertenkonferenz und des bevorstehenden 40. Jahrestags des Prager Frühlings folgende 
Fragen beantworten:

 Welche weiteren Tätigkeiten beabsichtigt die Kommission durchzuführen, um einen 
wissenschaftlichen Ansatz im Hinblick auf die Systematik europäischer totalitärer und autoritärer 
Regime zu fördern?

 Wie beabsichtigt sie die Debatte über Verbrechen zu fördern, die von totalitären und autoritären 
Regimen in der europäischen Geschichte des 20. Jahrhunderts begangen wurden, und zwar 
einschließlich sowohl des Nazi-Regimes als auch des stalinistischen Regimes sowie 
ultranationalistischer, autoritärer und antidemokratischer Vor- und Nachkriegsregime, die (wenn 
auch in unterschiedlichem Umfang) für Unterdrückung, Mord und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit verantwortlich waren?

 Wie gedenkt die Kommission zu gewährleisten, dass die Debatte sich auf wissenschaftliche 
Kriterien konzentriert und nicht zum Opfer politischer Zweckentfremdung im Kontext eines 
zunehmenden Nationalismus und Populismus wird?
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